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§ 1 Einleitung

L Zielsetzung

Namensschuldverschreibungen, die überwiegend als Spar- und Sparkassen­
briefe1 am Kapitalmarkt zu finden sind, bilden eine Randerscheinung im 
deutschen Wertpapierrecht. Sie gehören nicht zu den gesetzlich typisierten 
Wertpapieren, und ihre Einordnung in das von der Rechtslehre entwickelte 
System eines allgemeinen Teils des Wertpapierrechts ist umstritten.

1 Zur näheren Differenzierung der vorkommenden Rechtsformen vgl. Teil AII1.

2 Koller, WM 1981, S.474.

3 Deutlich der Titel des Beitrags vvn Franke DB 1983, S.377: „Stiefkind der Juris­
prudenz: die Namensschuldverschreibung/'

Diese Untersuchung verfolgt deshalb zwei Ziele: Mit der wertpapierrechtli­
chen Betrachtung von Namensschuldverschreibungen anhand der Vertragsge­
staltung der Spar- und Sparkassenbriefe soll die Praxis der Kreditinstitute im 
Umgang mit diesen Papieren auf ein festes wertpapierrechtliches Fundament 
gestellt werden. Die bei dieser Untersuchung gewonnenen grundsätzlichen Er­
kenntnisse sollen darüberhinaus einen Beitrag zur dogmatischen Aufarbeitung 
des Rechts der Namensschuldverschreibung leisten.

IL Die Namensschuldverschreibungen als eine vom Gesetzgeber 
vergessene Rechtsform

Die Einteilung der Wertpapiere in Inhaber-, Order- und Rekta- oder Na­
menspapiere, die sich überall in Rechtsprechung und Literatur findet, basiert 
auf der im Gesetz vorgesehenen Typik der abgestuften Umlauffreundlichkeit 
der Wertpapiere.2 Während Inhaber- und Orderpapiere eine reiche wissen­
schaftliche Bearbeitung erfahren haben und auch in den zusammenfassenden 
Darstellungen der Kommentare und Lehrbücher regelmäßig in aller Ausführ­
lichkeit behandelt werden, führt das Rektapapier ein wissenschaftliches 
„Mauerblütendasein“3

2 Seitz
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Es fällt auf, „daß auch der BGB-Gesetzgeber der Regelung der Rektapapie­
re wenig Beachtung geschenkt hat“.4 Dies mag seine Ursachen darin haben, 
daß Rektapapiere sich nicht als Rechtsobjekte mit einer einheitlichen Lebens­
bedeutung erfassen lassen, sondern verstreut im BGB und den Spezialgesetzen 
den unterschiedlichsten Zwecken dienen.3 So reicht ihre gesetzliche Regelung 
über die Verbriefung der Grundschulden (§§ 1192 iVm. § 1116 BGB), Hypo­
theken (§1116 BGB) und Rentenschulden (§§ 1199, 1192, 1116 BGB), die in 
ihrer sachenrechtlichen Ausgestaltung die Verwandtschaft zu den Wertpapie­
ren des öffentlichen Glaubens nicht verleugnen können,6 bis hin zu den 
schuldrechtlich geprägten Formen der Anweisung (§ 783 ff. BGB)7 und des 
qualifizierten Legitimationspapiers (§ 808 BGB).8

4 So Koller, Gutachten S.1430 (1456).

3 Koller, Gutachten S.1456.

6 Man beachte nur die Regelungen der § 1156 ff. BGB. Danach verschaffen die in 
der Regel auf dem Brief vermerkten öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen 
dem so legitimierten Letzterwerber eine ähnlich formal geschützte Rechtsposition, wie 
dies eine Indossamentenkette auf einem Wechsel, einem geborenen Orderpapier, be­
wirkt. Daneben finden sich auch bei diesen Papieren Grundzüge eines skripturalen 
Einwendungsausschlusses. Weil die Möglichkeit besteht, Einreden gegen das Grund­
pfandrecht durch Vermerk auf dem Brief zu dokumentieren, ist wegen §§ 1155/1157 
BGB die Grundlage geschaffen, daß Gegenrechte vom gutgläubigen Erwerber eines 
nicht mit einem Vermerk versehenen Briefs „wegerworben“ werden können. Der 
Wertpapiercharakter dieser Papiere ergibt sich aus dem Vorlageerfordemis des § 1160 
BGB (Baumbach-Hefermehl WPR Rz. 65).

7 Eine solche Anweisung ist zum Beispiel die eurocheque-Karte, durch die der Be­
nutzer des ec-Geldautomaten bei der kontoführenden Bank Geld abhebt oder eine an­
dere Bank ermächtigt, eine Zahlung an ihn zu Lasten der kontoführenden Bank vorzu­
nehmen {Baumbach-Hefermehl WPR Rz.66).

8 Das qualifizierte Legitimationspapier hat als Sparbuch die weiteste Verbreitung 
gefunden.

9 Art. 11 Abs. 2 WG und Art. 14 Abs. 2 SchG; zu den Rektapapieren gehören eben­
so die protestierten und präjudizierten Wechsel und Schecks nach Art. 20 WG und Art. 
24 SchG.

Daneben gehören einige spezialgesetzlich geregelte Randerscheinungen zur 
Gattung der Rektapapiere, wie Rektawechsel und -Scheck, die als Papiere des 
Zahlungsverkehrs lediglich geborene Orderpapiere mit negativer Orderklausel 
sind.9 Auch Ladescheine, Lagerscheine, Konnosseemente, kaufmännische 
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Anweisungen und Verpflichtungsscheine können gemäß § 363 HGB sowohl 
als Order- als auch als Rektapapiere ausgestellt werden.10

10 Der Vollständigkeit halber mag an dieser Stelle noch der Kuxschein gemäß §§ 
105, 108 PrAllgBergG genannt werden, der jedoch, weil die Bergrechtliche Gewerk­
schaft als Rechtsform verschwunden ist, seine praktische Bedeutung verloren hat.

11 Zur Terminologie: In der wertpapierrechtlichen Literatur und auch in der Recht­
sprechung hat sich die synonyme Verwendung der Begriffe Rekta- und Mzwe^spapier 
eingebürgert. Dies wird von einigen Autoren im Grunde zu Recht als unpräzise kriti­
siert (vgl. Bornemann, Rz. 0652; Ulmer, Das Recht der Wertpapiere, S.22). Da die Be­
zeichnung „Namenspapier“ nur aussage, daß die Urkunde zwingend den Namen des 
Berechtigten tragen müsse, sei sie ein Oberbegriff für die Rekta- und die ebenfalls den 
Namen des ersten Nehmers mit einem Orderzusatz tragenden Orderpapiere. Diese 
Übergeordnetheit des Begriffs „Namenspapier“ beweise auch die Formulierung des 
Aktiengesetzes, das in den §§10 Abs. 1, 24 Abs. 1 S.l und 68 Abs. 1 AktG zwar von 
„Namensaktien“ spricht, jedoch anordnet, daß diese durch Indossament übertragen 
werden können und damit eindeutig Orderpapiere mit der Bezeichnung „Namens­
papier“ bezeichnet (heute unstreitig).

Zuzugeben ist, daß die Verwendung des Begriffs „Namenspapier“ als Oberbegriff 
für Order- und Rektapapiere begrifflich und damit rechtlich exakter ist als die termino­
logische Gleichsetzung von Rekta- und Namenspapier. Andererseits ist die synonyme 
Verwendung der beiden Begriffe so verbreitet, daß auch sie als anerkannter terminus 
technicus anzusehen ist. Wegen der allgemein vorgenommenen gedanklichen Verknüp­
fung von Orderpapieren mit der Übertragungsfbrm des Indossaments und von Rekta- 
oder Namenspapieren mit der zessionsrechtlichen Übertragungsweise erscheint es je­
doch zweckmäßig, weil unmißverständlicher, nicht begrifflich exakt zu unterscheiden. 
Wie verbreitet diese Begriffsbildung mittlerweile ist, beweist auch die Tatsache, daß 
verschiedene Landesgesetzgeber in den Sparkassengesetzen und -Verordnungen der 
Länder von Inhaber-, Order- und Nawensschuldverschreibungen (vgl. zum Beispiel § 8 
SpkAO Thüringen, § 9 SpkVO NW ) sprechen und dabei mit Namensschuldverschrei­
bungen gesetzlich die Ausgabe von Rektapapieren vorsehen. Auch in der Praxis wer­
den die einheitlichen Vordrucke des Sparkassenverlages mit der Bezeichnung „Na­
mensschuldverschreibung“ für die Ausgabe von Rektapapieren verwendet (vgl. § 9 
Niedersächsische SpkVO).

In dieser Untersuchung werden deshalb die Begriffe Rektapapier und Namenspapier 
gleichbedeutend nebeneinander für die Bezeichnung von auf den Namen ausgestellten 
Urkunden ohne Orderklausel und mit grundsätzlich zessionsrechtlicher Übertragungs­
weise verwandt.

Die nicht im Gesetz typisierte Rechtsform der Rekta- oder Namensschuld­
verschreibung11 ist dagegen ein Produkt der Vertragsfreiheit. Die Ver­
tragspraxis des Kapitalmarktes hat mit ihr ein Instrument der Kapitalanlage 
geschaffen, das im Zeitraum der letzten dreißig Jahre wirtschaftlich immer 
stärker an Bedeutung gewonnen hat. Als Spar- und Sparkassenbriefe, Kom­

2*


